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Die Mittelmeerpolitik der Europäischen Union sah sich im Jahresverlauf 2014/15 aber-
mals mit tiefgreifenden Veränderungsprozessen konfrontiert. Auf regionaler Ebene stellte 
sich Europas südliche Nachbarschaft weiterhin als spannungsgeladener Großraum dar, in 
dem innerstaatliche und innergesellschaftliche sowie zwischenstaatliche Konflikte politi-
sche  und  wirtschaftliche  Transitionsprozesse  begleiteten.  Angesichts  des  begrenzten 
Einflusses der Europäischen Union auf diese Entwicklungen, wie zuletzt auch unter dem 
Eindruck  des  Krieges  in  der  Ostukraine,  wurde  die  Europäische  Nachbarschaftspolitik 
(ENP), in deren Rahmen sich auch die EU-Mittelmeerpolitik teilweise vollzieht, seit März 
2015 einem Revisionsprozess unterzogen. Dies obwohl die ENP bereits 2011 unter dem 
Eindruck der sich damals spontan vollziehenden Umbrüche der bis dato in einigen Staaten 
existierenden Herrschaftsstrukturen reformiert wurde. Während diese neuerliche Revision 
den seit 2011 zu beobachtenden Trend innerhalb der Europäischen Kommission und des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) hin zu größerer Selbstreflektion und -kritik 
fortführt, stellen sich jedoch dadurch unausweichlich Fragen nach der Halbwertzeit EU-
europäischer Außenpolitikinitiativen und damit einhergehend nach deren Resonanz in den 
Staaten und Gesellschaften der südlichen Nachbarschaft der Europäischen Union.

Demokratisierung, politische Stagnation und demokratische Rezession

Mit Ausnahme des Verweises auf Tunesien und die dort im Oktober und November 2014 
frei und fair vollzogenen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen, die als weiterer Mei-
lenstein im Demokratisierungsprozess des Landes gewertet werden, und der Hervorhebung 
der Anstrengungen des marokkanischen Regimes im Bereich Justiz, Regionalisierung und 
Medien,  zeichnet  das  gemeinsam von der  Kommission und der  Hohen Vertreterin  der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, im März 2015 veröffentli-
che Arbeitspapier zur ENP neuerlich ein ernüchterndes Bild der politischen Lage im südli-
chen Mittelmeerraum.1 Während sich Algerien auch vier Jahre nach Ausbruch des arabi-
schen Frühlings vordergründig als vermeintlich stabil darstellt, lässt ein genauerer Blick 
auf die innenpolitischen Entwicklungen seit den im April 2014 abgehaltenen Präsident-
schaftswahlen erkennen, dass der sich seit Jahren vollziehende Prozess der Entfremdung 
der algerischen Gesellschaft von den Herrschaftseliten („le pouvoir“) unentwegt voran-
schreitet. Dies liegt in erster Linie an deren fehlender Bereitschaft, das sich seit dem Ende 
des algerischen Bürgerkrieges akkumulierte Machtmonopol zugunsten einer sukzessiven 
demokratischen Öffnung aufzugeben. Von der Europäischen Union unkommentiert blieb 
der  Machtkampf  um  die  Nachfolge  des  schwer  kranken  Staatspräsidenten  Abdelaziz 
Bouteflika und die dadurch aufgeschobene Verfassungsreform.2 Aufgrund der gefallenen 
Erdöl-  und  Erdgaspreise  gilt  dies  auch  für  das  anvisierte  Arbeitsmarkt-Reformpaket, 

1 Europäische Kommission/Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik: Joint Staff Wor-
king Document.  Implementation of the European Neighbourhood Policy Partnership for Democracy and 
Shared Prosperity with the Southern Mediterranean Partners Report, SWD (2015) 75.
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während  zahlreiche  Infrastrukturprojekte  auf  unbestimmte  Zeit  eingefroren  wurden. 
Gleichzeitig war das algerische Regime darum bemüht, den fragilen sozialen Frieden auch 
weiterhin durch massive Subventionen des Staates, die sich auf bis zu 30 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes belaufen, einigermaßen zu gewährleisten. Diesen Einsparungen stan-
den 2014/15 abermals Investitionen in militärisches Gerät  und Sicherheitskräfte gegen-
über,  was vom Regime mit dem Hinweis auf die zunehmende Bedrohung transnational 
agierender  radikalislamistischer  Bewegungen,  wie  ISIL/Da‘esh  und  ‚Al-Qaeda  in  the 
Maghreb‘ gerechtfertigt wird.3 Die Europäische Union hat weder in ihrem Arbeitspapier 
noch in ihrem am 25. März 2015 veröffentlichten ENP-Jahresbericht auf diese Aspekte 
hingewiesen.  Potentiell  besorgniserregende Entwicklungen wie das  am 18.  März  2015 
vollzogene Attentat auf Besucher des Bardo Museums in Tunis oder das Massaker am 
Strand von Sousse am 26. Juni 2015, welche neuerlich den Blick auf radikale und demo-
kratisierungsaverse Strömungen innerhalb des Landes gerichtet haben, wurden ignoriert. 
Zudem ist zu beobachten, dass Staatspräsident Beji Caid Essebsi und die von der Nidaa 
Tounis-Partei geführte Regierung zunehmend strategisch wichtige Positionen im tunesi-
schen Staatsapparat mit ehemaligen Mitgliedern und Sympathisanten des Ben Ali-Regimes 
besetzen. Ferner  wirft  die Verurteilung des tunesischen Bloggers Yassine Ayari  am 18.  
November 2014 zu drei Jahren Haft aufgrund kritischer Äußerungen zu hohen Beamten 
des Verteidigungsministeriums und Armeeoffizieren ernsthafte, aber von der Europäischen 
Union nicht thematisierte Fragen nach der Nachhaltigkeit von Bürger- und Freiheitsrech-
ten im gegenwärtigen Demokratisierungsprozess auf.4 In Marokko hingegen hat sich das 
Königshaus neuerlich weitreichenden Reformen entgegengestellt und ist einer ernsthaften 
Auseinandersetzung mit Fragen wie der öffentlichen Rechenschaftslegung, Transparenz, 
Korruption,  sozialen  Gerechtigkeit  und  der  notorisch  hohen Jugendarbeitslosigkeit  aus 
dem Weg  gegangen,  ohne  dass  dies  von  der  Europäischen  Union  öffentlich  kritisiert 
wurde.5 Auch in Ägypten hat sich der seit dem Militärputsch am 3. Juli 2013 eingesetzte 
Prozess  des  demokratischen  ‚Roll-Back‘  fortgesetzt,  was  sich  einerseits  durch  eine 
Ausweitung  der  auf  Präsidialdekreten,  politisch  motivierten  Gerichtsurteilen  und  der 
Wiedereinführung  der  Todesstrafe  gestützten  Willkürherrschaft  und  andererseits  durch 
massive, menschenrechtsverletzende Repressionen gegen die zunehmend kleiner werdende 
ägyptische Zivilgesellschaft ausdrückte. Letztere wurde in der zweiten Hälfte des Jahres 
2014 durch einen verschärften Rechtsrahmen und eine Änderung des Strafgesetzbuches 
„legalisiert“. Nicht zuletzt  wurden zahlreiche EU-Kooperationsprojekte mit ägyptischen 
zivilgesellschaftlichen  Akteuren  auf  unbestimmte  Zeit  suspendiert,  obgleich  im  ENP-
Jahresbericht betont wird, dass die Europäische Union sich 2014/15 weiterhin der Stär-
kung von Frauen- und Kinderrechten sowie der Menschenrechte generell gewidmet habe.6

Obwohl es dem jordanischen Regime abermals gelungen ist, sich international und auch 
gegenüber der Europäischen Union als reformwillig darzustellen, hat sich die Menschen-

2 Isabelle Werenfels: Riskantes Spielen auf Zeit in Algerien. Innenpolitisches Ringen um zentrale Weichen-
stellungen nach der Präsidentenwahl, Stiftung Wissenschaft und Politik: SWP-Aktuell 32/2014.

3 Handelsblatt: 980 Füchse für Algier, 18.6.2014.
4 Die Haftstrafe wurde im Januar 2015 zunächst auf ein Jahr und später auf sechs Monate reduziert; im 

April wurde er nach dreimonatiger Inhaftierung entlassen. Human Rights Watch: Tunisia: Blogger Con-
victed by Military Court. 3 Years in Jail for Facebook Posts, 6.1.2015. 

5 Mohammed Masbah: Morocco’s Slow Motion Reform Process.  The Tug of War between the Palace and 
the Justice and Development Party, Stiftung Wissenschaft und Politik: SWP Comments 6/2014.

6 Europäische Kommission/Hohe Vertreterin  der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik: 
Implementation of the European Neighbourhood Policy Partnership, 2015, S. 6.
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rechtslage im Land faktisch nicht verbessert. Im Oktober 2014 ist die selbst auferlegte 
Frist des jordanischen Parlaments, wonach die nationale Gesetzgebung in Bezug auf die 
Gewährleistung von Grundrechten mit der 2011 verbschiedeten Verfassung in Einklang zu 
bringen war, ergebnislos abgelaufen. Nur wenige Monate zuvor wurden das Anti-Terroris-
musgesetz von 2006 verschärft, die Todesstrafe wieder eingeführt sowie auch weiterhin – 
von der Europäischen Union unkommentiert gelassen – Menschenrechte, das Recht auf 
freie  Meinungsäußerung  und  die  Versammlungsfreiheit  wiederholt  verletzt.  Besonders 
problematisch stellte sich die Situation für die insgesamt mehr als 600.000 weitgehend 
entrechteten syrischen und irakischen Flüchtlinge dar,  denen es bis Ende 2014 gelang, 
Zuflucht in Jordanien zu finden.7 Den mehr als 1,1 Mio. registrierten syrischen Flüchtlin-
gen, die in den Libanon geflohen sind, erging es nicht wesentlich besser. Sie waren eben-
falls Missbrauch, Gewalt und gar Vertreibung ausgesetzt, ohne dass dies von den libanesi-
schen Behörden oder gar der Europäischen Union im Zuge des europäisch-libanesischen 
Beziehungsgeflechts  sanktioniert  wurde.  Die  Sicherheits-  und  Menschenrechtslage  im 
Libanon  hat  sich  aufgrund  des  punktuellen  Übergreifens  des  syrischen  Bürgerkrieges, 
zahlreicher vermeintlich von ISIL/Da’esh oder der Jabhat al-Nusra-Bewegung verübten 
Bombenanschläge und der Beteiligung der Hisbollah im syrischen Bürgerkrieg verschlech-
tert.  Dies wurde vom Unvermögen, einen Nachfolger für Präsident Michel Sleiman zu 
wählen, und der Entscheidung, die für November 2014 vorgesehenen Parlamentswahlen 
bis 2017 zu verschieben, überlagert.8

Anarchie, humanitäre Krisen, Konflikt und Staatskollaps

Die europäische Mittelmeerpolitik war 2014/15 mit anhaltenden oder neu aufgebrochenen 
inner- und zwischenstaatlichen Konflikten in ihrer südlichen Nachbarschaft konfrontiert. 
Neben unentwegt ansteigenden Flüchtlingswellen sowohl im Maghreb als auch im Masch-
rek hat dies zu humanitären Krisen geführt, die wiederum das Resultat von Staatsversagen 
und um sich greifender Anarchie sind, wie insbesondere in Syrien und Libyen deutlich 
wird. Der mittlerweile seit fünf Jahren anhaltende syrische Bürgerkrieg hat sich von einer 
säkularen  Revolte  gegen  das  autokratische  Assad-Regime zu einem unüberschaubaren, 
radikalislamistische Jihadisten und andere externe Akteure einbeziehenden Herrschafts- 
und Ideologiekonflikt entwickelt. Das Gewalt- und Herrschaftsmonopol des syrischen Re-
gimes ist mittlerweile lediglich auf Damaskus beschränkt. Daneben entwickelt sich auch 
der im Frühsommer 2014 ausgebrochene zweite Bürgerkrieg in Libyen zunehmend zum 
gewaltsam  ausgetragenen  Konflikt  zwischen  regierungstreuen  Truppen,  islamistischen 
Rebellen („Morgenröte“), lokalen Milizen und Stämmen sowie ISIL/Da’esh und externen 
Akteuren  wie  Ägypten  und  den  Vereinigten  Arabischen  Emiraten.  Die  gewaltsamen 
Auseinandersetzungen haben zu einer Erosion ohnehin schwacher staatlicher Institutionen 
und schließlich zu komplettem Staatszerfall geführt. Dem stehen der von der Europäischen 
Union auch 2014/15 weitgehend ignorierte Westsahara-Konflikt und der israelisch-palästi-
nensische Konflikt  gegenüber.  Letzterer fand im Juli/August 2014 im Zuge des dritten 
Gaza-Krieges – euphemistisch „Operation Protective Edge“ genannt – seinen abermaligen 
Höhepunkt und kostete 2.251 Palästinensern das Leben.9

7 Human Rights Watch: Jordan: Reforms Fall Short. Restricted Space for Refugees, 29.1.2015.
8 Bis Anfang Juni 2015 wurden 23 erfolglose Versuche unternommen, einen neuen Präsidenten zu wählen.
9 Nach Angaben der Vereinten Nationen waren von den 2.251 palästinensischen Opfern 1.462 Zivilisten. 

UN-Menschenrechtsrat: Report of the independent commission of inquiry established pursuant to Human 
Rights Council resolution S-21/1. 24. Juni 2015, Dok. A/HRC/29/52.
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Die EU-Mittelmeerpolitik zwischen Beharrung und Wandel

Wenngleich die Revision der  ENP offiziell  erst  mit  der  Veröffentlichung des  von EU-
Kommissar Johannes Hahn und Mogherini verfassten „Joint Consultation Papers“ am 4. 
März  2015  und  dem damit  verbundenen  viermonatigen  Konsultationsprozess  begann, 
dominierte  diese  zumindest  auf  der  Diskursebene die  EU-Außenpolitik  gegenüber  den 
Staaten des südlichen Mittelmeerraumes seit November 2014. So fand am 13. April 2015 
ein informelles Ministertreffen der Außenminister der EU-Mitgliedstaaten und der südli-
chen Nachbarn in Barcelona statt, bei dem die künftige Ausgestaltung der ENP diskutiert 
wurde. Gleichzeitig intensivierte die Europäische Union ihre bereits 2012 mit der Arabi-
schen Liga aufgenommenen Beziehungen durch die Institutionalisierung eines Strategi-
schen Dialogs und nutzte ihre Delegationen in den südlichen Nachbarstaaten, um soge-
nannte „EU Country Roadmaps“ auszuarbeiten. Diese sollen es der Europäischen Union 
künftig erleichtern, zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstützen. Im Zuge des Gesamtan-
satzes für Migration und Mobilität hat die Europäische Union 2014 ferner Mobilitätspart-
nerschaften mit Tunesien und Jordanien unterzeichnet und im Dezember 2014 auch einen 
Dialog mit dem Libanon zu Migration, Mobilität und Sicherheit initiiert. Dies wurde be-
gleitet von einer Fortführung der Verhandlungen mit Marokko über ein Freihandelsabkom-
men (Deep and Comprehensive Free Trade Area agreement – DCFTA) und der  damit 
einhergehenden Unterzeichnung eines Abkommens über geographische Indikationen. Es 
folgte der Abschluss der Vorbereitungsphase zur Aufnahme von DFCTA-Verhandlungen 
mit Tunesien und der Durchführung von Nachhaltigkeits- und Folgenabschätzungsstudien 
für den Fall, dass auch Jordanien und Ägypten, dessen Aktionsplan aufgrund der Suspen-
dierung des bilateralen EU-Ägypten Dialogs nicht erneuert wurde, ein DCFTA unterzeich-
nen. Angesichts des Ausbruchs des lybischen Bürgerkrieges hat die Europäische Union im 
Juli 2014 sowohl die EUBAM – EU Integrated Border Management Assistance Mission 
Libya als auch die in Tripolis angesiedelte EU-Delegation nach Tunis verlagert und gleich-
zeitig mit den libanesischen Behörden hinsichtlich einer Stärkung der Grenz- und Zollma-
nagementkapazitäten sowie mit Tunesien, Jordanien und Palästina zu Fragen der Sicher-
heitssektor-Reform  zusammengearbeitet.  Dieser  Maßnahmen-Mix  kann  jedoch  nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass der  Einfluss der Europäischen Union auf Konfliktlösung 
und Demokratisierungsprozesse im Jahreszeitraum 2014/15 abermals sehr begrenzt war. 
Ob schließlich die wiederholt reformierte ENP dazu beitragen kann, den Spielraum der 
Europäischen Union künftig auszuweiten,  muss jedoch bezweifelt  werden.  Die bislang 
eingereichten,  wenig  ambitionierten  Reformvorschläge  zahlreicher  EU-Mitgliedstaaten 
deuten darauf hin, dass in Zeiten von Austerität, Eurozonen-Krise und wachsenden natio-
nalistischen Tendenzen nur ein geringes Interesse an potentiell kostspieligen europäischen 
außenpolitischen Initiativen besteht.10
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